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Bebauungsplan Nr. 41 Thornstraße (2) 
3. vereinfachte Änderung  
hier: Aufstellungsbeschluss und Anordnung des Beteiligungsverfahrens 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
1. Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 41 Thornstraße (2) wird angeord-

net. 
 

Umfang der Änderungen: 
 
1. Folgende textliche Festsetzungen werden komplett gestrichen: 
 

1) Zäune sind bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. 
2) Garagen sind mit Dachneigungen zwischen 0° - 8° auszuführen. 

 
2. Die öffentlichen Parkplätze im Bereich zwischen der Rubensstraße und der Paul- Klee-

 Straße werden aufgehoben. Stattdessen werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB Flächen 
 für Garagen ausgewiesen. 
 
 

Betroffene Flurstücke: 
 
Gemarkung Übach-Palenberg, Flur 15, Flurstücke 1133, 1135, Flur 16, Flurstück 1282 für 
die Ausweisung von Garagenstandorten und alle übrigen Flurstücke im Bereich des Be-
bauungsplanes für die textlichen Festsetzungen  
 

2. Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit und der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. § 13 Abs. 2 BauGB wird angeordnet. 

 
 
 
Begründung: 
 
Bezugnehmend auf die Vorlage SV 226 wird vorgeschlagen die Festsetzungen zu den Einfriedungen, 



  
 
die im Bebauungsplan getroffen wurden, aufzuheben. 
Die Regelungen, die das Nachbarrechtsgesetz NRW und die Landesbauordnung NRW treffen, sind 
vollkommen ausreichend zur Steuerung von stadtbildverträglichen Einfriedungen. 
Im Bereich des Bebauungsplanes sind im Laufe der Jahre Einfriedungen entstanden, die den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht entsprechen. Aus heutiger Sicht sind diese Einfrie-
dungen aber durchaus als stadtbildverträglich einzustufen. Von daher wäre bei Aufhebung der textli-
chen Festsetzungen ein ansonsten notwendiges bauordnungsbehördliches Verfahren gegen die Ei-
gentümer der nicht bebauungsplan-konformen Einfriedungen hinfällig. Im Sinne der Bürger und einer 
Entbürokratisierung sollte die Festsetzung zu den Einfriedungen entfallen. 
 
Gestalterische Gründe sowie konstruktive Gründe sind ausschlaggebend für die vorgeschlagene Auf-
hebung der Festsetzung zu den Dachneigungen der Garagen.  
Im Bereich des Bebauungsplanes sind überwiegend Wohnhäuser mit Satteldächern zu finden. Daher 
gib es kein Argument für eine Beibehaltung der Festsetzung, dass Garagen nur mit Flachdächern 
ausgeführt werden dürfen. Das Gesamterscheinungsbild eines Wohnhauses mit seiner Garage kann 
durchaus harmonischer sein, wenn die Garage ebenfalls ein Satteldach besitzt. 
Zusätzlich deuten Erfahrungen aus dem konstruktiven Bereich darauf hin, dass ein dauerhaft dichtes, 
den heutigen Baustandards entsprechendes, Flachdach höhere Investitionskosten nach sich ziehen 
kann als ein gewöhnliches Satteldach. 
 
Die im Bebauungsplan fest gesetzten öffentlichen Parkplätze sind als solche kaum zu erkennen und 
werden nicht regelmäßig genutzt. Im gesamten Bereich des Bebauungsplanes sind ausreichend 
Parkmöglichkeiten im Straßenraum vorhanden. Es handelt sich um eine Tempo 30 Zone mit ausrei-
chend dimensionierten Fahrbahnflächen. Von privater Seite kam der Anstoß an dieser Stelle zusätzli-
che Garagenstandorte auszuweisen. Da die Flächen somit aus der öffentlichen Unterhaltung fallen, 
soll dem Vorschlag gefolgt werden. 
Zwei Garagen werden von der Rubensstraße aus anfahrbar sein und zwei Garagen von der Paul-
Klee-Straße. Die Garagen sollen jeweils Rücken an Rücken errichtet werden. 
Ein öffentlicher Gehweg soll als Verbindung zwischen der Rubensstraße und der Paul-Klee-Straße 
erhalten bleiben bzw. angelegt werden.  
 
Da es sich nur um die Aufhebung von textlichen Festsetzungen handelt, die hinreichend durch das 
Nachbarrechtsgesetz NRW sowie die Landesbauordnung NRW geregelt werden, sind die Grundzüge 
der Planung des Bebauungsplanes Nr. 41 Thornstraße (2) nicht berührt. Dies gilt ebenso für die Fest-
setzung der Garagenstandorte. Von daher ist ein vereinfachtes Änderungsverfahren möglich. 
 
Gemäß § 13 Abs. 3 wird im vereinfachten Änderungsverfahren von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 , von dem Umweltbericht nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, wel-
che Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. 
 
 
 
 
 
 


